
— die Wahl der Brigademitglieder 
für die Delegiertem Versammlung 
(ein Drittel der Mitglieder der 
Brigade).

Die Brigadeversammlung darf nicht 
ermächtigt sein, Festlegungen zu tref­
fen, die über die Beschlüsse der Mit­
glieder- bzw. der Delegiertenver­
sammlung hinausgehen.
Zu den von der Delegiertemversamm- 
lung zu beratenden Aufgaben sollten 
insbesondere gehören:
— die Sicherung der kontinuierlichen 

Planerfüllung der Genossenschaft 
und die Erarbeitung der Beschluß- 
Vorlagen für die Vollversamm­
lung,

— die Beratung von Vorschlägen aus 
den Brigaden,

— die Festlegung von Maßnahmen, 
die zur Durchsetzung der Be­
schlüsse der Vollversammlung er­
forderlich sind,

— die Vorbereitung von Vollver­
sammlungen.

(Diese Festlegungen sollten dann für 
die Mitglieder der Genossenschaft 
verbindlich sein, wenn sie mit ein­
facher Stimmenmehrheit getroffen 
worden sind. Die Festlegungen müß­
ten nichtig sein, wenn durch sie Be­
schlüsse der Vollversammlung erwei­
tert oder eingeschränkt würden oder 
sie in keinen unmittelbaren Bezie­

hungen zu den Beschlüssen der 
Vollversammlung stehen. Sie wären 
dann durch die Mitgliederversamm­
lung aufzuheben.)
An den Delegiertenversammlungen 
sollte ein Drittel der gewählten Or­
gane der LPG teilnehmen.
Die LPGs müßten natürlich berech­
tigt sein, weitere notwendige Voll­
versammlungen durchzuführen. Dar­
über hinaus sollte einheitlich fest­
gelegt werden, daß in allen LPGs 
Brigadeversammlungen monatlich 
und Delegiertenversammlungen in 
jedem Quartal einmal stattzufinden 
haben.

HEINZ MENZEL, Justitiar
im Kreis Bautzen
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Strafrecht
§§ 19 Abs. 2, 74 StGB.
Die Bestimmung des § 19 Abs. 2 StGB, wonach Zucht­
hausstrafen nur nach vollen Monaten zu bemessen sind, 
hat bei einer Gesamtstrafenbildung außer Betracht zu 
bleiben.
OG, Urt. vom 2. September 1966 — 2 Zst 9/66.
Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen 
fortgesetzten schweren Diebstahls von persönlichem 
Eigentum zu einer Gesamtstrafe von drei Jahren und 
sechs Monaten Zuchthaus, der Einzelstrafen von drei 
Jahren und fünf Monaten Zuchthaus und von sechs Mo­
naten Gefängnis — umgewandelt in vier Monate Zucht­
haus — zugrunde liegen.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassa­
tion des Urteils im Strafausspruch beantragt. Der An­
trag hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
(Es folgen zunächst Ausführungen darüber, daß die 
Einsatzstrafe wegen des schweren Diebstahls von per­
sönlichem Eigentum überhöht und eine Zuchthausstrafe 
von zwei Jahren gerechtfertigt ist.)
Die vom Kreisgericht wegen Diebstahls von gesell­
schaftlichem Eigentum erkannte Einzelstrafe von sechs 
Monaten Gefängnis ist gleichfalls gröblich unrichtig. 
Das Kreisgericht hat den relativ niedrigen Wert der 
entwendeten Gegenstände ungenügend berücksichtigt. 
Der Schutz des gesellschaftlichen Eigentums vor der­
artigen Angriffen erfordert auch in Anbetracht der 
übrigen Tatumstände nicht die vom Kreisgericht er­
kannte Strafe. Eine Einzelstrafe von sechs Wochen Ge­
fängnis, umgewandelt in eine Zuchthausstrafe von vier 
Wochen, hätte allen Umständen dieser Straftat Rech­
nung getragen. Auf der Grundlage dieser beiden Ein­
zelstrafen wäre eine Gesamtstrafe von etwa zwei Jah­
ren und zwei Wochen Zuchthaus zu bilden gewesen. 
Die Bestimmung des § 19 Abs. 2 StGB, nach der Zucht­
hausstrafen nur nach vollen Monaten zu bemessen 
sind, hat bei der Gesamtstrafenbildung entgegen der 
im Lehrbuch des Strafrechts der DDR, Allgemeiner 
Teil, . Berlin 1959, S. 641, vertretenen Auffassung außer 
Betracht zu bleiben.
Bei der Festsetzung der Höhe der einzelnen Strafen 
ist von der Gesamtheit der objektiven und subjektiven 
Umstände der Straftat auszugehen. Es würde diesen 
Grundsatz verletzen, wenn bei einer bevorstehenden 
Gesamtstrafenhildung mit einer Zuchthausstrafe eine 
Gefängnisstrafe im Hinblick auf die Umwandlung so 
festgesetzt werden müßte, daß sie volle Monate Zucht­
haus ergibt. Das würde dazu führen, daß in solchen 
Fällen — ggf. entgegen der tatsächlichen Schwere der

Straftat — eine Gefängnisstrafe von mindestens drei 
Monaten auszusprechen wäre. Eine solche Mindeststrafe 
kennt das Gesetz jedoch z. B. in § 29 StEG und § 242 
StGB nicht. Abgesehen davon ist eine solche Auslegung 
des Gesetzes bei der nachträglichen Gesamtstrafenbil­
dung (§ 79 StGB) nicht zu verwirklichen, weil die be­
reits rechtskräftig erkannten Einzelstrafen zugrunde zu 
legen sind.

§§ 212, 226, 223a StGB.
1. Hinweise dafür, ob der Angeklagte bedingt vorsätz­
lich töten wollte, können sich auch aus dem objektiven 
Tatgeschehen sowie aus der Beschaffenheit des Tat­
werkzeugs und der konkreten Art seiner Anwendung 
ergeben.
Wird ein gefährliches Werkzeug (hier: ein feststehendes 
Messer) verwendet, so ist es unzulässig, allein daraus, 
daß dieses objektiv zur Tötung geeignet ist, den 
Tötungsvorsatz abzuleiten. Maßgeblich ist vielmehr 
auch die konkrete Art seiner Anwendung.
2. Die Kriterien für die Abgrenzung zwischen Tötungs­
verbrechen und Körperverletzungsdelikten liegen auf 
der subjektiven Seite. Deshalb kann nicht a l l e i n  dar­
aus, daß dem Geschädigten schwere bzw. sogar lebens­
gefährdende Verletzungen zugefügt worden sind, auf 
den Tötungsvorsatz des Angeklagten geschlossen wer­
den. Solche Folgen werden auch von den Tatbeständen 
der §§ 223 ff. StGB erfaßt, so daß selbst im Falle des 
Eintritt des Todes sowohl der Tatbestand des § 226 StGB 
als auch der der §§ 212 bzw. 211 StGB erfüllt sein 
kann.

OG, Urt. vom 14. Juni 1966 — 5 Ust 30/66.
Am 28. April 1965 kam es zwischen dem Angeklagten 
und dem Zeugen Z. zu einer tätlichen Auseinanderset­
zung. Der Angeklagte, der neun Glas Bier und 13 Glas 
Schnaps getrunken hatte, rempelte den Zeugen an und 
schlug ihm mit der Hand ins Gesicht. Z. schlug zurück. 
Beide kamen zu Fall und rangen miteinander. Nachdem 
sie sich wieder erhoben hatten, stach der Angeklagte 
mit einem dolchartigen Messer mit einer 15 cm langen 
Klinge nach Z. und verletzte Lin. Z. wehrte sich mit 
einem Hausschlüssel, wobei er den Angeklagten eben­
falls verletzte. Als der Angeklagte aiuf die Brust des Z. 
einstechen wollte, gelang es dem Zeugen G., ihm das 
Messer wegzunehmen.
Z. erlitt mehrere Stichverletzungen am Kopf, am linken 
Oberarm und am Nacken.
Nach dem nervenfachärztlichen Gutachten liegt beim An­
geklagten ein leichter Schwachsinn vor, der zusammen 
mit anderen situationsbedingten Faktoren zur Tatzeit 
zu einer erheblichen Verminderung seiner Einsichts­
und Handlungsfähigkeit geführt hat.
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